
  
 

 
 

Zentrum für Schlichtung e.V. 
Straßburger Straße 8 - 77694 Kehl am Rhein 

 
 

Tel: 07851 / 795 79 40 | Fax: 07851 / 795 79 41 | E-Mail: mail@universalschlichtungsstelle.de 

Vereinsregister des Amtsgerichts Freiburg im Breisgau: VR 701506, Vorstand: Felix Braun 

 
 

www.universalschlichtungsstelle.de 

 

Verfahrensablauf 

Information für Unternehmen 
 

Wenn Sie von uns eine E-Mail oder ein Fax bzw. einen Brief erhalten haben, dann haben wir da-

mit in der Regel einen Schlichtungsantrag einer Verbraucherin oder eines Verbrauchers be-

kanntgegeben und Sie aufgefordert, sich zunächst zu Ihrer Teilnahmebereitschaft zu erklären.  

Nachfolgend erhalten Sie alle Informationen, die Ihnen bei der Entscheidungsfindung zur Teil-

nahme oder Nichtteilnahme am Schlichtungsverfahren vor der Universalschlichtungsstelle des 

Bundes helfen; des Weiteren Informationen zum Verfahrensverlauf und dem Schlichtungsvor-

schlag.  

 

Der Schlichtungsantrag 

Wenn ein Antrag auf Schlichtung bei uns gestellt wurde, dann besteht aus Sicht Ihres Kunden 

eine Streitigkeit, die im Vorfeld nicht endgültig beigelegt werden konnte. Das Schlichtungsver-

fahren bietet eine strukturierte Möglichkeit, den Konflikt außergerichtlich zu klären. Bei aktiver 

Teilnahme erhalten Sie und Ihr Kunde eine unabhängige rechtliche Einschätzung. 

 

Das Vorverfahren und die Bekanntgabe 

Jeder vollständige und zulässige Schlichtungsantrag wird dem Unternehmen bekanntgegeben.  

Vor Bekanntgabe prüfen wir NICHT, ob die vom Antragsteller gestellte Forderung gerechtfer-

tigt ist. Eine Rechtsprüfung erfolgt erst, wenn Sie am freiwilligen Schlichtungsverfahren teilneh-

men wollen oder die gesetzliche Teilnahmefiktion eintritt (§ 30 Abs. 6 S. 2 VSBG). Nach der Prü-

fung erhalten beide Seiten einen Schlichtungsvorschlag. Darin kann stehen, dass entweder Sie 

oder Ihr Kunde vollständig Recht haben – oder dass beide Seiten teilweise Recht haben. 

Wir haben vorab geprüft, ob der Schlichtungsantrag vollständig ist, in unsere Zuständigkeit fällt 

und keine sonstigen Ablehnungsgründe greifen.  

Näheres zur Zuständigkeit können Sie den Informationen für Antragstellerinnen und Antrag-

steller auf dieser Website entnehmen. 

https://www.gesetze-im-internet.de/vsbg/__30.html
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HINWEIS:   

Für unsere Zuständigkeit ist es notwendig, dass zwischen Ihnen und dem Kunden ein Verbrau-

chervertrag besteht oder das Bestehen eines solchen zwischen Ihnen streitig ist (nur im Ausnah-

mefall von § 30 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 VSBG ist ein Vertrag nicht unbedingt Voraussetzung). 

Bei dem Vertrag kann es sich z.B. um einen Kauf-, Werk-, Reisevertrag, aber auch um einen Ver-

mittlungs-/Nutzungsvertrag (bezüglich der Nutzung Ihrer App oder Webseite), einen Beförde-

rungsvertrag oder sonstigem Vertrag (z.B. Garantie) handeln.  

 

Die Erklärung Ihrer Teilnahmebereitschaft 

Das Schlichtungsverfahren bei der Universalschlichtungsstelle des Bundes ist grundsätzlich 

freiwillig. Sie können die Teilnahme erklären oder ablehnen. Im Sinne der Klarheit und Transpa-

renz übermitteln wir Ihnen mit der Bekanntgabe ein Teilnahmeformular, dessen Verwendung 

jedoch nicht verpflichtend ist. Die eindeutige Erklärung in Textform (z.B. per E-Mail) genügt.  

Telefonische Erklärungen reichen allein nicht.  Bei der Erklärung zur Teilnahmebereitschaft 

müssen Sie noch keine inhaltliche Stellungnahme abgeben. Sie erhalten im Anschluss die Gele-

genheit, sich zum Sachvortrag des Antragstellers zu äußern. 

Falls Sie sich bereits in Ihren AGB und auf ihrer Website gemäß § 36 VSBG, bzw. in der Kommu-

nikation mit den Verbrauchern und Verbraucherinnen gemäß § 37 VSBG bereit erklärt, an un-

serem Schlichtungsverfahren teilzunehmen, fragen wir Sie nicht nach Ihrer Teilnahmebereit-

schaft. Der Schlichtungsantrag wird Ihnen bekanntgegeben und Sie erhalten direkt die Gelegen-

heit zur Stellungnahme.  

 

Die Teilnahmefiktion 

Die gesetzliche Teilnahmefiktion tritt dann ein, wenn Sie sich nicht innerhalb von drei Wochen 

nach Bekanntgabe des Schlichtungsantrags zu Ihrer Teilnahmebereitschaft erklären.  

Gemäß § 36 VSBG (Verbraucherstreitbeilegungsgesetz) müssen Unternehmen auf ihrer Web-

seite und in den AGB Verbrauchern den Hinweis erteilen, inwiefern sie an Streitbeilegungsver-

fahren teilnehmen. Idealerweise wird bei bestehender Teilnahmebereitschaft auch über die zu-

ständige Schlichtungsstelle informiert.  

Von dieser Informationspflicht sind Unternehmen mit bis zu 10 Beschäftigten (Stichtag: 31.12. 

des Vorjahres) ausgenommen. Wenn die Streitigkeit zwischen den Parteien nicht beigelegt wer-

den konnte, ist ausnahmslos dem Verbraucher gegenüber ein entsprechender Hinweis in Text-

form (z.B. per E-Mail) zu erteilen (§ 37 VSBG) – hier muss die zuständige Schlichtungsstelle ge-

nannt werden. 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz stellt einen Leitfaden zu Verbrau-

cherschlichtung zur Verfügung, in dem diese Information ebenfalls weiter ausgeführt werden.  

https://www.gesetze-im-internet.de/vsbg/__30.html
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Verbraucherschlichtung.html
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Verbraucherschlichtung.html
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TIPP: Bitte achten Sie darauf, bei Teilnahmebereitschaft die Universalschlichtungsstelle des 

Bundes (und nicht wie früher die Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle am Zentrum für 

Schlichtung e.V.) als zuständige Schlichtungsstelle anzugeben. Wir sind nunmehr die einzige 

nach dem VSBG anerkannte Auffangschlichtungsstelle (d. h. keinem Spezialgebiet zugeordnete 

Schlichtungsstelle) in Deutschland. Wenn der gesetzliche Pflichthinweis fehlt oder nicht eindeu-

tig formuliert ist, dann sieht der Gesetzgeber gemäß § 30 Abs. 6 S. 2 VSBG eine Teilnahmefiktion 

vor. Dies gilt ebenfalls, wenn bei Teilnahmebereitschaft die zuständige Schlichtungsstelle nicht 

korrekt benannt ist. 

Die Teilnahmefiktion bedeutet, dass Ihre Teilnahmebereitschaft von Gesetzes wegen unter-

stellt wird, wenn Sie nicht innerhalb von drei Wochen nach Bekanntgabe des Schlichtungsan-

trags die Teilnahme ablehnen. Diese Frist ist nicht verlängerbar.  

Wenn Sie die Teilnahme fristgerecht ablehnen, beenden wir das Verfahren. Es entstehen keine 

Kosten. 

 

Das Schlichtungsverfahren im engeren Sinn  

Die Informationen zum Schlichtungsverfahren im engeren Sinne können Sie den Erläuterungen 

für Antragstellerinnen und Antragsteller auf dieser Website entnehmen. 

 

Gebühren 

Die Universalschlichtungsstelle des Bundes erhebt für die Durchführung des Verfahrens vom 

Unternehmen, das zur Teilnahme an dem Streitbeilegungsverfahren bereit oder verpflichtet ist, 

eine Gebühr, deren Höhe sich an dem jeweiligen Streitwert orientiert (§ 6 UnivSchlichtV). 

https://www.gesetze-im-internet.de/univschlichtv/BJNR281700019.html

